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1  Kein Betriebsrisiko wegen Betriebsschließung aufgrund Lockdowns (in diesem speziellen Fall) 
    BAG, Urteil vom 13.10.2021 (5 AZR 211/21), Pressemitteilung Nr. 31/21 
 

Die Entscheidung hat es auf den 
ersten Blick in sich. Auf den zweiten 
Blick wird aber deutlich, dass das 
Urteil sich nicht verallgemeinern lässt, 
sondern nur in engen Grenzen 
Wirkung entfaltet. In der Presse-
mitteilung heißt es: 
 

"Muss der Arbeitgeber seinen Betrieb 
aufgrund eines staatlich verfügten 
allgemeinen „Lockdowns“ zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie 
vorübergehend schließen, trägt er 
nicht das Risiko des Arbeitsausfalls 
und ist nicht verpflichtet, den 
Beschäftigten Vergütung unter dem 
Gesichtspunkt des Annahmeverzugs 
zu zahlen. 
Die Beklagte betreibt einen Handel mit 
Nähmaschinen und Zubehör und 
unterhält in Bremen eine Filiale. Dort 
ist die Klägerin seit Oktober 2019 als 
geringfügig Beschäftigte gegen eine 
monatliche Vergütung von 432,00 
Euro im Verkauf tätig. Im April 2020 
war das Ladengeschäft aufgrund der 
„Allgemeinverfügung über das Verbot 
von Veranstaltungen, Zusammen-
künften und der Öffnung bestimmter 
Betriebe zur Eindämmung des 
Coronavirus“ der Freien Hansestadt 
Bremen vom 23. März 2020 
geschlossen. Deshalb konnte die 
Klägerin nicht arbeiten und erhielt 
auch keine Vergütung. Mit ihrer Klage 
hat sie die Zahlung ihres Entgelts für 
den Monat April 2020 unter dem 
Gesichtspunkt des Annahmeverzugs 
begehrt. Sie hat gemeint, die 
Schließung des Betriebs aufgrund 
behördlicher Anordnung sei ein Fall 
des von der Beklagten als Arbeit-
geberin zu tragenden Betriebsrisikos. 
Dagegen hat die Beklagte 
Klageabweisung beantragt und 

geltend gemacht, die von der Freien 
Hansestadt Bremen zur Pandemie-
bekämpfung angeordneten Maß-
nahmen beträfen das allgemeine 
Lebensrisiko, das nicht beherrschbar 
und von allen gleichermaßen zu 
tragen sei. 
Die Vorinstanzen haben der Klage 
stattgegeben. Die vom Landesarbeits-
gericht zugelassene Revision der 
Beklagten hat Erfolg. Die Klägerin hat 
für den Monat April 2020, in dem ihre 
Arbeitsleistung und deren Annahme 
durch die Beklagte aufgrund der 
behördlich angeordneten Betriebs-
schließung unmöglich war, keinen 
Anspruch auf Entgeltzahlung unter 
dem Gesichtspunkt des Annahme-
verzugs. Der Arbeitgeber trägt auch 
nicht das Risiko des Arbeitsausfalls, 
wenn – wie hier – zum Schutz der 
Bevölkerung vor schweren und 
tödlichen Krankheitsverläufen infolge 
von SARS-CoV-2-Infektionen durch 
behördliche Anordnung in einem 
Bundesland die sozialen Kontakte auf 
ein Minimum reduziert und nahezu 
flächendeckend alle nicht für die Ver-
sorgung der Bevölkerung notwendigen 
Einrichtungen geschlossen werden. In 
einem solchen Fall realisiert sich nicht 
ein in einem bestimmten Betrieb 
angelegtes Betriebsrisiko. Die 
Unmöglichkeit der Arbeitsleistung ist 
vielmehr Folge eines hoheitlichen 
Eingriffs zur Bekämpfung einer die 
Gesellschaft insgesamt treffenden 
Gefahrenlage. Es ist Sache des 
Staates, gegebenenfalls für einen 
adäquaten Ausgleich der den 
Beschäftigten durch den hoheitlichen 
Eingriff entstehenden finanziellen 
Nachteile – wie es zum Teil mit dem 
erleichterten Zugang zum Kurz-
arbeitergeld erfolgt ist – zu sorgen. 

Soweit ein solcher – wie bei der 
Klägerin als geringfügig Beschäftigter 
– nicht gewährleistet ist, beruht dies 
auf Lücken in dem sozialver-
sicherungsrechtlichen Regelungs-
system. Aus dem Fehlen nachge-
lagerter Ansprüche lässt sich jedoch 
keine arbeitsrechtliche Zahlungspflicht 
des Arbeitgebers herleiten." 
 

Die erste Voraussetzung dafür, dass 
der Arbeitgeber nicht das Risiko des 
Arbeitsausfalls mit der Folge zu tragen 
hat, dass er Annahmeverzugslohn 
schuldet, ist also, dass "nahezu 
flächendeckend alle nicht für die 
Versorgung der Bevölkerung not-
wendigen Einrichtungen geschlossen" 
werden, so dass sich nicht "ein in 
einem bestimmten Betrieb angelegtes 
Betriebsrisiko" realisiert. Die Sache 
müsste demnach wohl anders 
betrachtet werden, wenn nur 
bestimmte örtliche Betriebe, z. B. 
Gastronomie, Eventlocations wie 
Clubs, Theater etc., geschlossen 
werden müssten, da sich dann ein 
besonders dort angelegtes Risiko 
verwirklichen würde. 
 

Die zweite Voraussetzung ist, dass die 
Klägerin in diesem Fall keinen 
Anspruch auf Kurzarbeitergeld hatte, 
weil sie als geringfügig Beschäftigte 
Minijobberin versicherungsfrei in der 
Arbeitslosenversicherung war, der 
Arbeitgeber KUG hingegen nur für 
solche Arbeitnehmer beantragen 
kann, die versicherungspflichtig in der 
Arbeitslosenversicherung sind. Wenn 
der Arbeitgeber die Möglichkeit zur 
Beantragung von KUG hat, könnte er 
sich demnach wohl nicht zu Lasten 
der Arbeitnehmer auf das allgemeine 
Lebensrisiko berufen. 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
2  Der Arbeitgeber muss Fahrradlieferanten ein Fahrrad und Mobiltelefon zur Verfügung stellen oder Kompensation leisten 
    BAG, Urteil vom 10.11.2021 (5 AZR 334/21), Pressemitteilung Nr. 38/21 
 

Diese Entscheidung könnte weit-
reichendere Bedeutung haben, denn 
sie betrifft einen größer werdenden 
Markt und gilt letztlich auch für 
Lieferanten, die einen Pkw nutzen. In 
der Pressemitteilung heißt es: 
 

"Fahrradlieferanten (sogenannte 
„Rider“), die Speisen und Getränke 
ausliefern und ihre Aufträge über eine 
Smartphone-App erhalten, haben An-
spruch darauf, dass der Arbeitgeber 
ihnen die für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit essentiellen Arbeitsmittel zur 
Verfügung stellt. Dazu gehören ein 
verkehrstüchtiges Fahrrad und ein ge-
eignetes internetfähiges Mobiltelefon. 
Von diesem Grundsatz können ver-
traglich Abweichungen vereinbart 
werden. Geschieht dies in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen des 
Arbeitgebers, sind diese nur dann 

wirksam, wenn dem Arbeitnehmer für 
die Nutzung des eigenen Fahrrads 
und Mobiltelefons eine angemessene 
finanzielle Kompensationsleistung zu-
gesagt wird. ... 
... Die in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen vereinbarte Nutzung des 
eigenen Fahrrads und Mobiltelefons 
benachteiligt den Kläger unange-
messen iSv. § 307 Abs. 2 Nr. 1 iVm 
Abs. 1 Satz 1 BGB und ist daher un-
wirksam. Die Beklagte wird durch 
diese Regelung von entsprechenden 
Anschaffungs- und Betriebskosten 
entlastet und trägt nicht das Risiko, für 
Verschleiß, Wertverfall, Verlust oder 
Beschädigung der essentiellen 
Arbeitsmittel einstehen zu müssen. 
Dieses liegt vielmehr beim Kläger. 
Das widerspricht dem gesetzlichen 
Grundgedanken des Arbeitsverhält-

nisses, wonach der Arbeitgeber die für 
die Ausübung der vereinbarten Tätig-
keit wesentlichen Arbeitsmittel zu 
stellen und für deren Funktionsfähig-
keit zu sorgen hat. Eine ausreichende 
Kompensation dieses Nachteils ist 
nicht erfolgt. Die von Gesetzes wegen 
bestehende Möglichkeit, über § 670 
BGB Aufwendungsersatz verlangen 
zu können, stellt keine angemessene 
Kompensation dar. Es fehlt insoweit 
an einer gesonderten vertraglichen 
Vereinbarung. Zudem würde auch 
eine Klausel, die nur die ohnehin 
geltende Rechtslage wiederholt, 
keinen angemessenen Ausgleich 
schaffen. ..." 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in der heutigen Ausgabe stelle ich Ihnen zwei interessante Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vor. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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